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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Interessanterweise entbrannte in der Sommersession 2021 im Nationalrat eine vor allem
in italienischer und französischer Sprache geführte Eintretensdebatte zur Revision der
Parlamentsverwaltungsverordnung, die von der SPK-NR auf der Basis einer
parlamentarischen Initiative von Marco Chiesa (svp, TI) ausgearbeitet worden war. Neu
sollen im Internet neben den Kurz-CV der Parlamentsmitglieder allfällige zusätzliche
Staatsangehörigkeiten aufgelistet werden. Von den 14 Eintretensvoten wurden sechs in
italienischer und drei in französischer Sprache geführt. Dabei wurde auf der einen Seite
darum gestritten, ob der Vorschlag in der Tat mehr Transparenz bringe oder aber eher
Diskriminierung bedeute. Eine links-grüne Kommissionsminderheit hatte den Antrag
auf Nichteintreten gestellt, weil es hier – anders als bei Interessenbindungen – keine
direkte Verbindung zwischen Staatsangehörigkeit und Politik gebe. Greta Gysin (gp, TI)
befürchtete gar, dass die Änderung zwei Kategorien von Bürgerinnen und Bürgern
schaffe, weil man insgeheim befürchte, dass eine doppelte Staatsbürgerschaft zu einem
Loyalitätskonflikt führe – so habe es etwa im Kanton Zug, aber auch schon in diesem
Rat, Forderungen gegeben, Bürgerinnen und Bürger mit Doppelbürgerschaft von der
Politik auszuschliessen («escludere i cittadini con la doppia cittadinanza dalla
politica»). Auf der anderen Seite forderte eine weitere Kommissionsminderheit, dass
die Forderung auch auf die Mitglieder des Bundesrats ausgeweitet werde. Diese starke,
nur aufgrund des ablehnenden Votums des Kommissionspräsidenten zustande
gekommene, von Damien Cottier (fdp, NE) angeführte Minderheit machte geltend, dass
Transparenz nicht nur in der Legislative, sondern auch in der Exekutive von Interesse
sei.  
Eintreten wurde in der Folge mit 102 zu 62 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossen.
Lediglich die geschlossenen Fraktionen von GP und SP wollten nicht auf die Vorlage
eintreten. Mit 96 zu 79 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der Vorschlag der Minderheit
Cottier angenommen. Die geschlossene Opposition der Fraktionen von GP und SP
wurde erfolglos von einer Mehrheit der Mitte-Fraktion unterstützt. Eine breite Mehrheit
von 175 zu 4 Stimmen hiess sodann einen schriftlichen Antrag des Büro-NR gut, nicht
mehr die Postadresse, sondern nur noch die elektronische Adresse der Ratsmitglieder
zu veröffentlichen. Die Kommunikation erfolge heute vorwiegend auf elektronischem
Weg, wohingegen die Veröffentlichung der Postadresse ein zunehmendes
Sicherheitsrisiko darstelle und die Privatsphäre der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier bedrohe. In der Gesamtabstimmung zeigte sich schliesslich noch einmal
die Opposition von Links-Grün: Mit 115 zu 64 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der
Vorschlag an den Ständerat zur Beratung weitergereicht. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

Vor einer Debatte müsse ein Vorstoss über ein «Preisschild» verfügen, mit dem die
Verwaltungskosten für die Bearbeitung dieses Vorstosses oder für die Erarbeitung einer
Studie dazu abgeschätzt werden könnten, forderte Diana Gutjahr (svp, TG) mit einer
parlamentarischen Initiative. In KMU sei es selbstverständlich, dass für eine Offerte
Kosten abgeschätzt würden. Solche minimalen Standards müssten auch in der
Verwaltung funktionieren und die Folgekosten von parlamentarischen Vorstössen
ausgewiesen werden. Die Initiantin warb deshalb in der Frühjahrssession 2023 im
Nationalrat für ihr Anliegen, weil es die SPK-NR rund zwei Monate zuvor mit 14 zu 10
Stimmen (1 Enthaltung) zur Ablehnung empfohlen hatte. Für die starke
Kommissionsminderheit ergriff in der Folge Gregor Rutz (svp, ZH) das Wort. Zu fragen,
was ein Projekt koste, sei «das Normalste der Welt». Plane man ein Projekt am eigenen
Haus, frage man sich zuerst, ob man genügend Geld dafür habe. Nur weil es sich beim
Staat um Steuergeld handle, dürfe das für Vorstösse nicht anders sein. Die möglichen
Kosten eines Vorstosses seien sogar zentrale Basis dafür, ob er angenommen werden
solle oder nicht. Die Mehrheitsposition der Kommission wurde von Greta Gysin (gp, TI)
und Marianne Binder-Keller (mitte, AG) vertreten. Als Grund für die Nein-Empfehlung
wurde der unverhältnismässige administrative Aufwand und die potenzielle
Einschränkung der Rechte der Parlamentsmitglieder genannt. Es sei nicht nur schwierig
und zeitaufwändig, sondern eben letztlich auch teuer, die Folgekosten einzuschätzen.
Ziel der parlamentarischen Initiative sei es zudem wohl letztlich, die Zahl der Vorstösse
zu verringern. Die Kommissionsmehrheit wolle aber keine Einschränkungen – Vorstösse

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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MARC BÜHLMANN
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seien das wichtigste Instrument der Legislative –, sondern appelliere an die
Eigenverantwortung der Parlamentarierinnen und Parlamentarier, weniger Ideen
einzubringen und so mit den Steuergeldern, die für die Beantwortung von Vorstössen
gebraucht werden, verantwortungsbewusster umzugehen – so die
Kommissionssprecherinnen. 
Die knappen Verhältnisse in der Kommission widerspiegelten sich in der Folge auch in
der Abstimmung im Nationalrat: Mit 99 zu 91 wurde der Initiative keine Folge gegeben.
Zünglein an der Waage war dabei die Mitte-EVP-Fraktion, bei der 11 Mitglieder für
Folgegeben und 17 Mitglieder gegen Folgegeben stimmten. Die restlichen Fraktionen
stimmten geschlossen dafür (SVP-, FDP-Fraktion) bzw. dagegen (SP-, GP-, GLP-
Fraktion), der Initiative Folge zu geben. 2

1) AB NR, 2021 S. 1244 ff.; BBl, 2020 9419 f.; CdT, 11.6.21
2) AB NR, 2023, S. 518 ff.; Bericht SPK-NR vom 19.1.23 ; Medienmitteilung SPK-NR vom 18.11.22
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